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Ausbildung zum Arzt für Allgemeinmedizin 

§ 7. (1) Die Ausbildung zum Arzt für Allgemeinmedizin umfasst nach erfolgreicher Absolvierung 
der Basisausbildung gemäß § 6a eine Dauer von zumindest dreiunddreißig Monaten. Personen, die die 
Erfordernisse für die unselbständige Ausübung des ärztlichen Berufes als Turnusarzt erfüllen und 
beabsichtigen, die selbständige Berufsberechtigung als Arzt für Allgemeinmedizin zu erlangen, haben im 
Anschluss an die Basisausbildung 

 1. eine im Rahmen eines Arbeitsverhältnisses praktische Ausbildung zum Arzt für 
Allgemeinmedizin sowie 

 2. die Prüfung zum Arzt für Allgemeinmedizin 

zu absolvieren und den Erfolg der Ausbildung und Prüfung nachzuweisen (§ 26). 

(2) Die Ausbildung hat jedenfalls auf den Fachgebieten Allgemeinmedizin und Innere Medizin 
sowie auf weiteren in der Verordnung gemäß § 24 Abs. 1 bestimmten Fachgebieten zu erfolgen. 

(3) Die Ausbildung ist, soweit Abs. 4 nicht anderes bestimmt, in Ausbildungsstätten gemäß § 9 zu 
absolvieren. Zudem hat die Ausbildung in diesen anerkannten Ausbildungsstätten auf einer für die 
jeweiligen Fachgebiete für die Ausbildung zum Arzt für Allgemeinmedizin festgesetzten 
Ausbildungsstelle zu erfolgen. Dies schließt unbeschadet des § 3 Abs. 3 eine abteilungs- oder 
organisationseinheitenübergreifende Tätigkeit am selben Standort nach Abschluss der Basisausbildung 
nicht aus, sofern es sich ausschließlich um Tätigkeiten der im Rahmen der Basisausbildung erworbenen 
Kompetenzen handelt, diese außerhalb der Kernausbildungszeit stattfinden und zu jedem Zeitpunkt ein 
fachlich verantwortlicher Arzt am jeweiligen Standort der Krankenanstalt zur Verfügung steht. Durch 
organisatorische Maßnahmen ist sicherzustellen, dass die sich aus dieser Tätigkeit ergebenden 
qualitativen und quantitativen Anforderungen an die Turnusärzte sowie an deren Ausbildungsziele 
verhältnismäßig sind. Die Gesamtzahl der auf den einzelnen Turnusarzt entfallenden Betten darf bei 
Tätigwerden in zwei Abteilungen oder sonstigen Organisationseinheiten 60 nicht überschreiten, bei 
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Tätigwerden in drei Abteilungen oder sonstigen Organisationseinheiten 45 nicht überschreiten. Eine 
abteilungs- oder organisationseinheitenübergreifende Tätigkeit in Ambulanzen ist unzulässig. 

(4) Am Ende der Ausbildung ist das Fachgebiet Allgemeinmedizin zumindest im Umfang von sechs 
Monaten in Lehrpraxen oder Lehrgruppenpraxen niedergelassener Ärzte für Allgemeinmedizin sowie in 
Lehrambulatorien zu absolvieren. Für deren Organisation und Administration hat die Österreichische 
Ärztekammer unter Einbeziehung der Kommission für die ärztliche Ausbildung gemäß § 6b zu 
sorgen.(Anm. 1) Die auf die Ausbildung anrechenbare Gesamtdauer der in Lehrpraxen, Lehrgruppenpraxen 
oder Lehrambulatorien absolvierten Ausbildung beträgt insgesamt höchstens achtzehn Monate. 
Unbeschadet der Tätigkeit in einer Lehrpraxis, einer Lehrgruppenpraxis oder einem Lehrambulatorium 
gemäß § 12, § 12a und § 13 ist zusätzlich auch das unselbständige Tätigwerden entsprechend den bisher 
erworbenen Kompetenzen in einem Fachgebiet der Ausbildung zum Arzt für Allgemeinmedizin im 
Rahmen eines Arbeitsverhältnisses in einer Ausbildungsstätte einer Krankenanstalt zulässig. 

(5) Die Organisation und Durchführung der Prüfung zum Arzt für Allgemeinmedizin obliegt der 
Österreichischen Ärztekammer, die sich dazu der Österreichischen Akademie der Ärzte bedienen darf. 
Die Österreichische Ärztekammer hat nähere Vorschriften über die Organisation und Durchführung der 
Prüfung zum Arzt für Allgemeinmedizin, einschließlich eines für die Durchführung der Prüfung zu 
entrichtenden Prüfungsentgeltes zu erlassen. Bei der Festsetzung des Prüfungsentgeltes ist auf den mit der 
Organisation und Durchführung der Prüfung verbundenen Zeit- und Sachaufwand Bedacht zu nehmen. 

(__________ 

Anm. 1: Z 3 der Novelle BGBl. I Nr. 17/2023 lautet: „In § 7 Abs. 4 erster Satz und § 196 wird die Wort- 
und Zeichenfolge „Artikel 44 der Vereinbarung gemäß Artikel 15a B-VG über die Organisation und 
Finanzierung des Gesundheitswesens, BGBl. I Nr. 105/2008, in der Fassung BGBl. I Nr. 199/2013,“ 
durch die Zeichenfolge „§ 6b“ ersetzt.“ Offensichtlich gemeint ist § 7 Abs. 4 zweiter Satz.) 
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